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A. Beridit der Abgeordneten Dr. Kliesing (Honnef) 
und Dr. Eppler 


Das Plenum des Deutschen Bundestages hat den 
von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP ein- 
gebrachten Antrag — Drucksache V/2157 — in seiner 
126, Sitzung am 13. Oktober 1967 an den Auswärti- 
gen Ausschuß federführend und den Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen mitberatend über- 
wiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfra- 
gen hatte bereits vor Aufnahme der Beratungen im 
Auswärtigen Ausschuß eine Stellungnahme abge- 
geben, die Drucksache dann aber nach Abschluß der 
Beratungen im Auswärtigen Ausschuß erneut be- 
handelt, wobei er zu folgender Empfehlung kam: 

„Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag ersucht die Bundesregierung, 
den in der gemeinsamen Erklärung des Aktions- 
Ivomitees für die Vereinigten Staaten von Europa 
vom 15. Juni 1967 enthaltenen, nachstehend 
wiedergegebenen Entschließungen in ihrer künf- 
tigen Europapolitik mit der Maßgabe Rechnung 
7Ai tragen, daß bei der Organisation einer euro- 
päischen Handelsgesellschaft Nachteile für die 
deutsche Volsk Wirtschaft vermieden werden." 

Diese Empfehlung des Ausschusses für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen konnte zwar wegen des im 
Auswärtigen Ausschuß bereits abgeschlossenen Ver- 


fahrens nicht mehr in die Formulierung des Antrags 
mit aufgenommen werden, doch haben die Erörte- 
rungen im Auswärtigen Ausschuß dem besonderen 
Anliegen des Wirtschaftsausschusses Rechnung ge- 
tragen, so daß insoweit eine volle Übereinstimmung 
in der Auffassung beider Ausschüsse festgestellt 
werden kann. 

Der Auswärtige Ausschuß hat bei seinen Beratun- 
gen, abweichend vom Text des Antrags der drei 
Fraktionen, auch die Präambel (s. Anlage zum 
Schriftlichen Bericht), die das Aktionskomitee voran- 
gestellt hat, in seine Betrachtungen mit einbezogen, 
um zu einem besseren Verständnis der vier Ent- 
schließungen zu kommen, die aus einer bestimmten 
politischen Situation heraus formuliert wurden (15. 
Juni 1967). 

Uber die Erörterung der vier Entschließungen ist 
im einzelnen folgendes zu sagen: 

Der Auswärtige Ausschuß billigt einmütig die in 
Entschließung Nr. 1 enthaltene positive Einstellung 
zur Frage des Beitritts Großbritanniens und anderer 
EFTA-Mitgliedstaaten zur EWG. Er teilt die Auf- 
fassung der Bundesregierung, daß man alle Mög- 
lichkeiten, die der Verwirklichung dieses Anliegens 
dienlich sein können, fördern solle und daß dabei 
keine grundsätzlichen Unterschiede in der Art der 
Behandlung der einzelnen Antragsteller gemacht 
werden sollen. 
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Die Entschließung Nr. 2 fordert im wesentlichen 
die Gründung europäischer Handelsgesellschaften 
und die Verwirklichung eines europäischen Kapital- 
marktes. Diesen Forderungen stimmt der Auswärtige 
Ausschuß zu, wenn er auch ernsthafte Zweifel hat, 
ob das vorgesehene Datum (31. Dezember 1968) 
unter den obwaltenden Umständen realistisch ist. 
Der Ausschuß hat dabei die gleiche Auffassung ver- 
treten, die später in der Stellungsnahme des Wirt- 
schaftsausschusses zum Ausdruck kam, nämlich daß 
bei der Organisation einer europäischen Handels- 
gesellschaft Nachteile für die deutsche Volkswirt- 
schaft zu vermeiden sind. Seine besondere Aufmerk- 
samkeit widmete der Ausschuß der Forderung, 
„möglichst bald ein europäisches Programm zur 
technologischen Entwicklung aufzustellen". Dies 
wurde als einer der Kernpunkte des Antrags an- 
gesehen und nachdrücklich befürwortet, da die Ver- 
wirklichung eines solchen Programms eine notwen- 
dige Voraussetzung für die europäische Zukunft sei. 
Besondere Bedeutung sei hierbei der Mitarbeit 
Großbritanniens zuzumessen. Ebenso war man sich 
darüber klar, daß es falsch wäre, hierzu eine vierte 
Gemeinschaft zu bilden, statt dessen müsse sich der 
Vollzug dieser Aufgabe in enger Verbindung mit 
den bereits bestehenden Gemeinschaften, insbeson- 
dere mit EURATOM, vollziehen. 

Auch der in der Entschließung Nr. 3 enthaltene 
Grundgedanke der Herstellung von Beziehungen zu 
den Vereinigten Staaten auf der Grundlage der 
Gleichberechtigung wurde vom Ausschuß einmütig 
bejaht. Dabei wurde besonders hingewiesen auf die 
bereits bestehenden Formen der Zusammenarbeit, 
u. a. in OECD, GATT und Internationalem Wäh- 
rungsfonds. Auch die Idee eines Verbindungsaus- 
schusses zwischen den Gemeinschaften und der 
amerikanischen Regierung auf paritätischer Grund- 
lage wurde grundsätzlich positiv beurteilt, jedoch 
darauf hingewiesen, daß die politische Vorausset- 
zung für die Realisierung dieses Vorhabens die 
Fixierung eines gemeinsamen europäischen Stand- 
punktes zu den Verhandlungsthemen sein müsse. 

Die 4. Entschließung fordert die Zusammenarbeit 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


und der UdSSR sowie den Ländern Osteuropas. Der 
Ausschuß stimmte einmütig der in der Entschließung 
vertretenen Auffassung zu, daß eine Erweiterung 
der materiellen Grundlage für die Ost-West-Be- 
ziehungen die Zusammenarbeit beider Teile Europas 
auch auf anderen Gebieten erleichtern und somit zu 
einer Lösung der Probleme beitragen würde. Die 
Frage, ob dazu ein Kooperationsausschuß das ge- 
eignete Mittel sei, und vor allem, ob er bereits jetzt 
oder in nächster Zukunft zu realisieren sei, warf 
eine Reihe struktureller und organisatorischer Pro- 
bleme auf und stieß daher auf unterschiedliche 
Meinungen im Ausschuß. So ergaben sich u. a. ernste 
Bedenken in der Frage, ob COMECON von der 
inneren Struktur her für eine solche Kooperation 
geeignet sei. Ebenso wurde festgestellt, daß eine 
Einbeziehung des anderen Teils Deutschlands unter 
den Begriff „Länder" vertragsrechtlich nicht zulässig 
sei, da es sich hier um ein Gebiet handelt, das nach 
den Römischen Verträgen als Inland anzusehen ist. 
Auf der anderen Seite wurde darauf hingewiesen, 
daß die Grundidee dieser Entschließung der Ent- 
spannungspolitik der Bundesrepublik entspreche 
und daß man dabei auch berücksichtigen müsse, daß 
die Verwirklichung einer Zusammenarbeit die 
Attraktivität der EWG im osteuropäischen Bereich 
erhöhen werde. 

Im übrigen schloß sich der Auswärtige Ausschuß 
der Auffassung der Bundesregierung an, daß für 
die Verwirklichung des Gedankens eines Koopera- 
tionsausschusses im Sinne der Entschließung zwei 
Voraussetzungen notwendig seien, nämlich ein wei- 
terer Ausbau der Europäischen Gemeinschaften und 
eine verstärkte Effektivität der deutschen Ost- 
handelspolitik als eines integrierenden Teils der 
Ostpolitik schlechthin. 

In seinem einstimmig gefaßten Beschluß hat der 
Auswärtige Ausschuß den Text des Antrags der drei 
Fraktionen übernommen und lediglich das Wort 
„künftigen" weggelassen, weil er der Auffassung 
war, daß bereits die bisherige Europapolitik der 
Bundesregierung den Grundgedanken der Entschlie- 
ßungen des Aktionskomitees Rechnung getragen hat. 


Bonn, den 8. Februar 1968 


Dr. Kliesing (Honnef) Dr. Eppler 


Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag ersucht die Bundesregierung, den in 
der gemeinsamen Erklärung des Aktionskomitees 
für die Vereinigten Staaten von Europa vom 15. 
Juni 1967 enthaltenen, nachstehend wiedergegebe- 
nen Entschließungen nach Maßgabe des beigefügten 
Berichts *) in ihrer Europa-Politik Rechnung zu 
tragen. 

Bonn, den 8. Februar 1968 


Auswärtiger Ausschuß 

Dr. Kopf Dr. Kliesing (Honnef) 

Vorsitzender D"- EPPl®*" 

Berichterstatter 


angenommen in der 165. Plenarsitzung am 2. April 1968 


*) Die Worte „nach Maßgabe des beigefügten Berichts" 
wurden auf Grund mündlicher Berichtigung eingefügt. 
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Entschließungen 


1 — Entschließung über den Beitritt Großbritan- 
niens zur Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft 

Als Antwort auf den von Großbritannien gemäß 
Artikel 237 des EWG-Vertrags gestellten Beitritts- 
antrag fordert das Parlament^) die Aufnahme und 
den raschen Abschluß von Verhandlungen über die 
zu vereinbarenden Bestimmungen im Hinblick auf 
den Beitritt Großbritanniens zur Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft in ihrer derzeitigen Form mit 
den gleichen Rechten und den gleichen Pflichten, wie 
sie die sechs ihr bereits angehörenden Länder haben. 

Das Parlament ist für den Beitritt der übrigen de- 
mokratischen Länder der Europäischen Freihandels- 
zone, soweit sie der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft ebenfalls in ihrer derzeitigen Form mit 
den gleichen Rechten und den gleichen Pflichten bei- 
treten wollen, wie sie die sechs ihr bereits angehö- 
renden Länder haben, oder andernfalls für die Ver- 
wirklichung geeigneter Formen der Assoziierung 
oder von Verträgen mit ihnen. 


2 — Entschließung über die Gestaltung der techno- 
logischen Entwicklung der Europäischen Ge- 
meinschaft 

Das Parlament fordert die Regierung auf, die In- 
stitutionen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft zu veranlassen, 

— bis zum 31. Dezember 1968 die Maßnahmen zu 
treffen, die zur Gründung europäischer Handels- 
gesellschaften, durch die u. a. die steuerlichen 
Hindernisse für Zusammenschlüsse beseitigt wer- 
den — und unter Wahrung der Rechte der Ar- 
beitnehmer, die diesen auf Grund der bestehen- 
den Gesetze eingeräumt sind — sowie zur Ver- 
wirklichung eines europäischen Kapitalmarktes 
erforderlich sind; 

— rasch die technologischen Bereiche festzulegen, 
die sie für die Zukunft Europas als wesentlich 
erachten, vor allem im Hinblick auf den Beitritt 
Großbritanniens; 

— möglichst bald ein europäisches Programm zur 
technologischen Entwicklung in diesen Bereichen 
aufzustellen, das die zu erreichenden Ziele, das 
als Beitrag zu seiner Finanzierung notwendige 
gemeinsame Budget und die erforderlichen, mit 
Exekutivgewalt ausgestatteten gemeinsamen 
Organe festlegt. 

In dieser wie in den folgenden Entschließungen be- 
deutet „Parlament": Für Deutschland: Der Bundestag; für 
Belgien: Die Abgeordnetenkammer und der Senat; für 
Frankreich: Die Nationalversammlung und der Senat; für 
Italien: Die Abgeordnetenkammer und der Senat; für 
Luxemburg: Die Abgeordnetenkammer; für die Nieder- 
lande: Die Zweite und die Erste Kammer. 


3 — Entschließung über die Herstellung von Bezie- 
hungen zu den Vereinigten Staaten auf der 
Grundlage der Gleichberechtigung 

Das Parlament fordert, daß entsprechend den Fort- 
schritten des europäischen Einigungswerks die Ver- 
wirklichung gleichberechtigter Beziehungen zwi- 
schen den Vereinigten Staaten und dem in der Eini- 
gung begriffenen Europa durch Verhandlungen her- 
beigeführt wird. 

Das Parlament begrüßt den Erfolg der Kennedy- 
Runde, die bewiesen hat, daß das vereinte Europa 
gleichberechtigt mit den Vereinigten Staaten ver- 
handeln kann, und fordert, daß bereits jetzt durch 
Verhandlungen zwischen den Vereinigten Staaten 
und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft die 
Einsetzung eines Verbindungsausschusses verwirk- 
licht wird, in dem die gemeinsamen Institutionen 
und die amerikanische Regierung auf paritätischer 
Grundlage vertreten sind. 

Dieser Ausschuß hätte die Aufgabe, der Gemein- 
schaft und den Vereinigten Staaten die Möglichkeit 
zu bieten, vor ihren Entscheidungen über wichtige 
Fragen von beiderseitigem Interesse, wie z. B. inter- 
nationales Währungssystem, Zahlungsbilanzen, 
amerikanische Investitionen, Austausch technologi- 
scher Kenntnisse und Entwicklungshilfe, den euro- 
päischen Standpunkt und den amerikanischen Stand- 
punkt zu diesen Fragen darzulegen und gegebenen- 
falls zu erörtern. 


4 — Entschließung über die Zusammenarbeit zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der UdSSR sowie den Ländern Ost- 
europas 

Das Parlament fordert die Regierung auf, die In- 
stitutionen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft zu veranlassen, bei der Sowjetunion und den 
Ländern Osteuropas die erforderlichen Schritte zu 
unternehmen, um einen Kooperationsausschuß ein- 
zurichten, der ständige Konsultationen über wirt- 
schaftliche und kulturelle Fragen von beiderseitigem 
Interesse durchzuführen hat. 

Als erstes Ziel dieser Konsultationen wäre eine 
Ausweitung des Handels anzustreben, vor allem 
durch Systeme des multilateralen Zahlungsaus- 
gleichs, die Möglichkeit von Krediten und einen ver- 
stärkten Austausch technologischer Kenntnisse. 

Diese Erweiterung der materiellen Grundlage für 
die Beziehungen mit dem Osten wird eine wach- 
sende Zusammenarbeit zwischen dem Osten und 
dem Westen auf den anderen Gebieten erleichtern 
und vor allem zur Lösung der Probleme beitragen, 
die den Osten und den Westen gegenwärtig vonein- 
ander trennen. 
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Anlage 


Nachstehende gemeinsame Erklärung wurde am 
15. Juni 1967 von den Mitgliedern des Aktions- 
komitees einstimmig angenommen: 

Während Europa langsam und unter Schwierig- 
keiten auf dem Weg zu seiner Einheit voranschrei- 
tet, ist im Nahen Osten ein Krieg ausgebrochen. 

Das Aktionskomitee ist der Auflassung, daß die 
Menschheit .sich mit Schande bedecken und die 
Zivilisation einen Rückschlag erfahren würde, wenn 
nicht alle Anstrengungen gemacht werden, um 
Voraussetzungen für einen dauerhaften Frieden zu 
schaffen, die gewährleisten, daß die Existenz Israels 
nicht noch einmal bedroht werden kann. 

Das Aktionskomitee ist ferner der Auffassung, 
daß es erforderlich ist, eine friedliche Lösung der 
Probleme im Nahen Osten herbeizuführen und die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Völker 
des Nahen Ostens sicherzustellen. 

In dieser schweren Auseinandersetzung ist die 
Stimme Europas nicht zu hören. Europa kann die 
wichtige Rolle, die ihm unter anderem bei der Ge- 
staltung des Friedens zwischen Ost und West zu- 
kommt, nur spielen, wenn es sich zusammen tut und 
in den internationalen Fragen mit einer einzigen 


Stimme spricht, wie es dies in der Kennedy-Runde 
mit Erfolg getan hat. 

In der gegenwärtigen Phase muß Europa daher 
unter Einschluß Großbritanniens durch die Verwirk- 
lichung der wirtschaftlichen Einheit und Stärke, 
durch die Herstellung von Beziehungen zu den Ver- 
einigten Staaten auf der Grundlage der Gleich- 
berechtigung, durch die Herbeiführung einer wirt- 
schaftlichen Zusammenarbeit mit der Sowjetunion 
und den Ländern Osteuropas neue Bedingungen 
schaffen, die es gestatten, die politische und demo- 
kratische Einheit Europas, die Gestaltung des Frie- 
dens, die Demokratisierung der bestehenden Institu- 
tionen in Europa und, unter anderem, die Lösung 
des deutschen Problems konkret in Angriff zu 
nehmen. 

Durch die schrittweise Verwirklichung dieser Ziele 
werden wir den Zusammenhang ändern, in dem die 
Probleme im Bereich der Außenpolitik und der Ver- 
teidigung auftreten und der heute eine Lösung dieser 
Probleme unmöglich macht. 

Daher hat das Aktionskomitee zu diesen Fragen 
die nachstehenden Entschließungen angenommen. 
Die dem Aktionskomitee angehörenden politischen 
Parteien sind übereingekommen, diese Entschließun- 
gen den Parlamenten ihrer Länder in den nächsten 
Monaten zur Billigung vorzulegen. 
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